Zusatzprotokoll Abkommen CH-Europaische Gemeinschaft

Inhaltsverzeichnis
Zusatzprotokoll Uber die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich ..., 2
Artikel 1 BegriffShesStiMMUNQEN........ooo e e e e e e 2
Artikel 2 Sachlicher GEltUNGSDEIEICH ........cooi oo e 2
Artikel 3 AMLESHIlfE QU EFSUCNEN ......eiiiiieiii ettt nee e 2
Artikel 4  Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen ... 3
Artikel 5 Zustellung/BeKanNntQabe ............ooeiiiiiiiiiiiiece e e e e e eeea e 3
Artikel 6 Form und Inhalt der AMEShIlfEErSUCNEN ..........ooiiiiiii e 3
Artikel 7 Erledigung von AMtShilfEErSUCNEN...........uviiiiii i 3
Artikel 8 Form der AUSKUNFISEITEIUNG ....ocoiiiiiiiiiiiie et 4
Artikel 9 Ausnahmen von der Verpflichtung zur AmtShilfe ..., 4
Artikel 10 DALENSCRULZ ...t e e s e s e e e 4
Artikel 11 Verwendung der AUSKUNTLE ... e e e e e 4
Artikel 12 Sachverstandige UNG ZEUGEN.......ooi ettt e et e e e e e e e e e ranbbeaeeaaeeeaeaanes 5
Artikel 13 Kosten der AMUSKIIFE .......oooiii e 5
Artikel 14 [ 1U ] (o] 18 o 11 ] o USSR 5
GEMEINSAME ETKIAIUNG ...t e e e e e e e s sttt e e e e e e e e e s atb e b e e e eeeesesaastsaeeeeeeeseannranenes 5



Abkommen CH-Européische Gemeinschaft Zusatzprotokoll

Zusatzprotokoll Uiber die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich*

Artikel 1 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck

a) «Waren» die Waren der Kapitel 1 bis 97 des Harmonisierten Systems, unabhangig vom An-
wendungsbereich des Abkommens vom 22. Juli 1972;

b) «Zollrecht» jede von der Europédischen Gemeinschaft oder der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft erlassene Rechts- oder Verwaltungsvorschrift tber die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr
von Waren und deren Uberfiihrung in ein Zollverfahren, einschliesslich der Verbote, Beschran-
kungen und Kontrollen;

c) «ersuchende Behérde» die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete zustandige
Verwaltungsbehdrde, die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich stellt;

d) «ersuchte Behotrde» die von einer Vertragspartei zu diesem Zweck bezeichnete zustandige
Verwaltungsbehorde, an die ein Amtshilfeersuchen im Zollbereich gerichtet wird,;

e) «Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht» jede Verletzung des Zollrechts oder jeder Versuch
einer solchen Verletzung.

Artikel 2 Sachlicher Geltungsbereich

1. Die Vertragsparteien leisten einander in den unter ihre Zusténdigkeit fallenden Bereichen in der
Form und unter den Voraussetzungen, die in diesem Protokoll vorgesehen sind, Amtshilfe bei der
Sicherstellung der ordnungsgemassen Anwendung des Zollrechts, insbesondere bei der Verhiitung
und der Aufdeckung von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht und bei Ermittlungen im Zollbe-
reich.

2. Die Amtshilfe im Zollbereich im Sinne dieses Protokolls betrifft alle Verwaltungsbehdrden der Ver-
tragsparteien, die fur die Anwendung dieses Protokolls zustandig sind. Sie berihrt nicht die Vor-
schriften Uber die gegenseitige Amtshilfe in Strafsachen. Sie betrifft ferner nicht Informationen, die
bei der Austibung von Befugnissen auf Antrag der Justizbehérden erlangt werden, es sei denn,
dass letztere der Weitergabe dieser Informationen zustimmen.

Artikel 3 Amtshilfe auf Ersuchen

1. Auf Antrag erteilt die ersuchte Behorde der ersuchenden Behérde alle sachdienlichen Auskiinfte,
die es dieser ermdglichen, die Einhaltung des Zollrechts sicherzustellen, inshesondere Auskiinfte
Uber festgestellte oder beabsichtigte Handlungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder verstos-
sen konnten.

2. Auf Antrag teilt die ersuchte Behorde der ersuchenden Behdrde mit, ob die aus dem Gebiet einer
Vertragspartei ausgefiihrten Waren ordnungsgemass in das Gebiet der anderen Vertragspartei ein-
gefihrt worden sind, gegebenenfalls unter Angabe des fur die Waren geltenden Zollverfahrens.

3. Auf Antrag der ersuchenden Behdrde veranlasst die ersuchte Behdrde im Rahmen ihrer Rechtsvor-

schriften die Uberwachung von

a) natdrlichen oder juristischen Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben;

b) Ortlichkeiten, an denen Warenlager in einer Weise errichtet werden, dass Grund zu der An-
nahme besteht, dass sie Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht begtinstigen sollen;

c) Warenbewegungen, die den vorliegenden Angaben zufolge méglicherweise Gegenstand von
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind;

d) Beforderungsmitteln, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie bei Zuwiderhandlun-
gen gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder benutzt werden kénnten.
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Artikel 4 Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen

Die Vertragsparteien leisten einander von sich aus im Einklang mit ihren Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften Amtshilfe, sofern dies ihres Erachtens zur ordnungsgemassen Anwendung des Zollrechts not-
wendig ist, insbesondere wenn sie Uber Erkenntnisse verfligen tber

— Handlungen, die gegen das Zollrecht verstossen oder ihres Erachtens gegen das Zollrecht verstos-
sen und die fur die andere Vertragspartei von Interesse sein kénnen;

— neue Mittel oder Methoden zur Begehung solcher Handlungen;
— Waren, die bekanntermassen Gegenstand von Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht sind;

— natirliche oder juristische Personen, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie Zuwider-
handlungen gegen das Zollrecht begehen oder begangen haben;

—  Beférderungsmittel, bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie flir Zuwiderhandlungen
gegen das Zollrecht benutzt worden sind, benutzt werden oder benutzt werden kénnten.

Artikel 5 Zustellung/Bekanntgabe

Auf Antrag der ersuchenden Behdrde veranlasst die ersuchte Behérde im Einklang mit den fir sie gel-
tenden Vorschriften

— die Zustellung aller Schriftstiicke,

— die Bekanntgabe aller Entscheidungen, sowie aller anderen fir das anhangige Verfahren rechtser-
heblichen Schriftstiicke,

die in den sachlichen Geltungsbereich dieses Protokolls fallen, an einen Adressaten mit Sitz oder Wohn-
sitz in ihrem Gebiet. Artikel 6 Absatz 3 findet auf den Antrag auf Zustellung oder Bekanntgabe Anwen-
dung.

Artikel 6 Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen

1. Amtshilfeersuchen nach diesem Protokoll sind schriftlich zu stellen. Dem Ersuchen sind alle Unter-
lagen beizufuigen, die fur seine Erledigung erforderlich sind. In dringenden Fallen kénnen mindliche
Ersuchen zuldssig sein, die jedoch der unverziglichen schriftlichen Bestéatigung bedurfen.

2. Amtshilfeersuchen nach Absatz 1 miissen folgende Angaben enthalten:

a) Bezeichnung der ersuchenden Behdrde;

b) Massnahme, um die ersucht wird;

c) Gegenstand und Grund des Ersuchens;

d) betroffene Rechts- und Verwaltungsvorschriften;

e) maoglichst genaue und umfassende Angaben Uber die natlrlichen und juristischen Personen,
gegen die sich die Ermittlungen richten;

f)  Zusammenfassung des Sachverhalts und der bereits durchgefihrten Ermittlungen, ausser in
den Fallen des Artikels 5.

3. Amtshilfeersuchen werden in einer Amtssprache der ersuchten Behdérde oder in einer von dieser
zugelassenen Sprache gestellt.

4. Entspricht ein Amtshilfeersuchen nicht den Formvorschriften, so kann seine Berichtigung oder Er-
ganzung beantragt werden; die Anordnung vorsorglicher Massnahmen wird dadurch nicht berahrt.

Artikel 7 Erledigung von Amtshilfeersuchen

1. Bei der Erledigung von Amtshilfeersuchen verfahrt die ersuchte Behérde im Rahmen ihrer Zustan-
digkeit und Mittel so, als ob sie in Erfillung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen anderer Behoérden
der eigenen Vertragspartei handelte; zu diesem Zweck hat sie bei ihr bereits verflighare Angaben
zu liefern oder zweckdienliche Ermittlungen anzustellen beziehungsweise zu veranlassen. Gleiches
gilt fur die Behorde, die von der ersuchten Behdrde mit dem Ersuchen befasst wird, wenn diese
nicht alleine tétig werden kann.

2. Die Erledigung von Amtshilfeersuchen erfolgt im Einklang mit den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der ersuchten Vertragspartei.
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3.  Ordnungsgemadss bevollméachtigte Beamte der einen Vertragspartei kénnen im Einvernehmen mit
der anderen Vertragspartei und unter den von dieser festgelegten Voraussetzungen bei der ersuch-
ten Behorde oder einer dieser nachgeordneten Behorde Auskiinfte tber Handlungen einholen, die
gegen das Zollrecht verstossen oder verstossen kénnten, welche die ersuchende Behérde zu den in
diesem Protokoll niedergelegten Zwecken bendtigt.

4. Beamte der einen Vertragspartei kdnnen im Einvernehmen mit der anderen Vertragspartei und un-
ter den von dieser festgelegten Voraussetzungen bei auf deren Gebiet durchgefiihrten Ermittlungen
zugegen sein.

Artikel 8 Form der Auskunftserteilung

1. Die ersuchte Behorde teilt der ersuchenden Behérde das Ergebnis ihrer Ermittlungen in Form von
Schriftstiicken, beglaubigten Kopien, Berichten oder dergleichen mit.

2. Die in Absatz 1 genannten Schriftstiicke kénnen durch Angaben ersetzt werden, die mittels Daten-
verarbeitung in beliebiger Form zum gleichen Zweck erstellt werden.

Artikel 9 Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe

1. Die Vertragsparteien kbnnen Amtshilfe nach Massgabe dieses Protokolls ablehnen, sofern diese

a) die Souveranitat der Schweizerischen Eidgenossenschaft oder eines Mitgliedstaats der Ge-
meinschaft, der nach diesem Protokoll um Amtshilfe ersucht wurde, beeintrdchtigen kénnte o-
der

b) die offentliche Ordnung, Sicherheit oder andere wesentliche Interessen beeintréachtigen konnte,
insbesondere in den Fallen des Artikels 10 Absatz 2, oder

c) Steuer- oder Wahrungsvorschriften ausserhalb des Zollrechts betrifft oder

d) ein Betriebs-, Geschafts- oder Berufsgeheimnis verletzen wiirde.

2. Ersucht eine Behdérde um Amtshilfe, die sie selbst im Fall eines Ersuchens nicht leisten kbnnte, so
weist sie in ihrem Ersuchen auf diesen Umstand hin. Die Erledigung eines derartigen Ersuchens
steht im Ermessen der ersuchten Behorde.

3.  Wird die Amtshilfe abgelehnt, so ist diese Entscheidung der ersuchenden Behdrde unter Angabe
der Griinde unverzuglich mitzuteilen.

Artikel 10 Datenschutz

1. Samtliche Auskinfte nach Massgabe dieses Protokolls sind nach den in jeder Vertragspartei gel-
tenden Rechtsvorschriften vertraulich oder nur fir den Dienstgebrauch bestimmt, gleichgiiltig, in
welcher Form sie erteilt werden. Sie unterliegen dem Dienstgeheimnis und geniessen den Schutz
sowohl der fir derartige Auskinfte geltenden Rechtsvorschriften der Vertragspartei, die sie erhalten
hat, als auch der entsprechenden fiir die Gemeinschaftsorgane geltenden Rechtsvorschriften.

2. Personenbezogene Daten, d. h. alle Auskiinfte, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare
Person beziehen, durfen nur ausgetauscht werden, wenn die empfangende Vertragspartei sich ver-
pflichtet, flr einen Schutz dieser Daten zu sorgen, der dem in diesem Fall in der Ubermittelnden
Vertragspartei geltenden Schutz mindestens gleichwertig ist.

Artikel 11 Verwendung der Auskinfte

1. Die erhaltenen Auskiinfte dirfen nur fir die Zwecke dieses Protokolls verwendet werden. Ersucht
eine Vertragspartei darum, solche Auskiinfte zu anderen Zwecken zu verwenden, so holt sie vorher
die schriftliche Zustimmung der Behdrde ein, die die Auskiinfte erteilt hat. Die Verwendung unter-
liegt dann den von dieser Behérde auferlegten Beschrankungen.

2. Absatz 1 steht der Verwendung von Auskiinften bei Gerichts- oder Verwaltungsverfahren wegen
Zuwiderhandlungen gegen das Zollrecht nicht entgegen. Die zustdndige Behodrde, welche diese
Auskinfte erteilt hat, wird von einer derartigen Verwendung unverziiglich unterrichtet.

3. Die Vertragsparteien kénnen die nach Massgabe dieses Protokolls erhaltenen Auskinfte und ein-
gesehenen Schriftstiicke als Beweismittel in Protokollen, Berichten und fur Zeugenvernehmungen
sowie in gerichtlichen Verfahren und Ermittlungen verwenden.
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Artikel 12 Sachverstandige und Zeugen

Beamten der ersuchten Behotrde kann es gestattet werden, nach Massgabe der erteilten Genehmigung
in Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die unter dieses Abkommen fallende Angelegenheiten betreffen,
im Gebiet der anderen Vertragspartei als Sachverstandige oder Zeugen aufzutreten und Gegenstande
und Schriftstiicke oder beglaubigte Kopien davon vorzulegen, sofern dies fur das Verfahren erforderlich
ist. In der Ladung ist genau anzugeben, in welcher Angelegenheit und in welcher Eigenschaft oder mit
welcher Berechtigung die Beamten befragt werden sollen.

Artikel 13 Kosten der Amtshilfe

Die Vertragsparteien verzichten auf alle gegenseitigen Anspriiche auf Erstattung der bei der Durchfih-
rung dieses Protokolls angefallenen Kosten, hiervon ausgenommen sind gegebenenfalls Vergitungen
fir Zeugen und Sachverstiandige sowie fiir Dolmetscher und Ubersetzer, die nicht dem offentlichen
Dienst angehéren.

Artikel 14 Durchfiuhrung

1. Die Durchfuhrung dieses Protokolls wird den Zolldienststellen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft einerseits und den zustdndigen Dienststellen der Kommission der Europaischen Gemein-
schaften und gegebenenfalls den Zollbehdrden der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft andererseits
Ubertragen. Sie beschliessen alle zu seiner Durchfiihrung notwendigen praktischen Massnahmen
und Vereinbarungen und tragen dabei den geltenden Datenschutzbestimmungen Rechnung.

2. Die Vertragsparteien konsultieren und unterrichten einander tber die Einzelheiten der Durchfiih-
rungsbestimmungen, die sie nach diesem Protokoll erlassen. Sie tauschen insbesondere die Liste
der zustandigen Behdorden aus, die erméchtigt sind, im Sinne dieses Protokolls tatig zu werden.

Gemeinsame Erklarung

Die Vertragsparteien stimmen darin Gberein dass vom Gemischten Ausschuss eine Arbeitsgruppe ein-
gesetzt werden sollte, um diesen bei der Verwaltung des Protokolls tber die gegenseitige Amtshilfe zu
unterstutzen.



	Inhaltsverzeichnis
	Zusatzprotokoll über die gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich
	Begriffsbestimmungen
	Sachlicher Geltungsbereich
	Amtshilfe auf Ersuchen
	Amtshilfe ohne vorhergehendes Ersuchen
	Zustellung/Bekanntgabe
	Form und Inhalt der Amtshilfeersuchen
	Erledigung von Amtshilfeersuchen
	Form der Auskunftserteilung
	Ausnahmen von der Verpflichtung zur Amtshilfe
	Datenschutz
	Verwendung der Auskünfte
	Sachverständige und Zeugen
	Kosten der Amtshilfe
	Durchführung

	Gemeinsame Erklärung

